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Am Sonntag gab es einen 
versuchten Brandan-
schlag auf die Räume 

der Freien Kurdischen Ge-
meinde, Nav-Berlin, mutmaß-
lich von türkisch-
stämmigen Natio-
nalisten verübt. 
Sie selbst waren 
zu dem Zeitpunkt 
dort anwesend. 
Tags zuvor, am 
Sonnabend, war es 
in dem Kulturhaus 
zu einem Polizei-
einsatz gekommen. 
Stehen die beiden 
Ereignisse in einem 
Zusammenhang?

Aus unserer Sicht hat 
beides in dem Sinn 
miteinander zu tun, dass aktuell die 
staatliche Repression gegen Ein-
richtungen der kurdischen Com-
munity in der BRD zugenommen 
hat, ebenso rechte, nationalistische 
Angriffe. Ende September wurde 
zum Beispiel auf das Vereinslokal 
eines Kulturvereins im Hamburger 
Stadtteil St. Pauli geschossen. Zu-
gleich wurde auch in der Türkei die 
linke Partei der Völker für Gleich-
heit und Demokratie (Dem) häufi-
ger Ziel gewaltsamer Angriffe, wie 
einst ihre Vorgängerpartei HDP. Vor 
wenigen Tagen durchschlugen von 
Unbekannten abgefeuerte Kugeln 
die Fensterscheiben des Gebäudes 
des Dem-Bezirksverbands in Istan-
bul. Auch das politische Agieren 
des deutschen Staates ist als Hin-
tergrund für diese antikurdischen 
Attacken zu werten: etwa vermehrte 
Abschiebungen in die Türkei von 
dort bedrohten Kurdinnen und Kur-
den. Obendrein genehmigte die 
Bundesregierung deutschen Kon-
zernen aktuell Waffenlieferungen 
im Wert von mehr als 200 Millionen 
Euro. All das registrieren türkische 
Rechte und sehen sich zu Attacken 
ermutigt.

Wie wurden Sie auf den Brand-
anschlag auf das Kulturhaus 
aufmerksam?

Am Sonntag war ich dort, weil ich 
für eine parlamentarische Anfrage 
zum Polizeieinsatz am Samstag in 
dem Zentrum recherchieren woll-
te: Wieso stürmte die Polizei das 
Kulturhaus an einem ganz norma-
len Vereinstag mit Maschinenpis-
tolen – und nahm dann auch noch 
zwei Personen dort fest, ohne Haft- 
oder Durchsuchungsbeschluss? 
Außer mir waren etwa 40 Perso-
nen anwesend, darunter Kinder 
und Jugendliche. Als ich eine Pau-
se einlegte, um mir in der an der 
Fensterfront gelegenen Teeküche 
einen Tee zu holen, sah ich durch 
die milchigen Fensterscheiben, wie 
eine Person die Fassade mit einer 
Flüssigkeit übergoss. Dann roch es 

plötzlich nach Benzin. Weil ich im 
Februar 2018 einen rechten Brand-
anschlag auf mich überlebt hatte, 
als man das Auto direkt vor meinem 
Haus angesteckt hatte, rief ich so-

fort: »Wir müssen hier 
raus!« Wir informier-
ten Feuerwehr und 
Polizei.
Wie verlief der Poli-
zeieinsatz am Sonn-
abend?
Die Razzia dauerte 
zwei Stunden. Hüseyin 
Yılmaz, Kovorsitzen-
der des Kulturhauses, 
von 1999 bis 2004 
Bürgermeister der lin-
ken oppositionellen 
Partei HADEP in der 
kurdischen Stadt Agi-

rî, und ein jüngerer Genosse, des-
sen Namen ich nicht kenne, wurden 
festgenommen und vier Stunden auf 
der Wache festgehalten – ohne dass 
die Polizei sie in Kenntnis setzte, 
aus welchem Grund. Es hieß nebu-
lös, eine Beschwerde sei eingegan-
gen. Wir gehen davon aus, dass all 
das politisch motiviert ist. Bis zum 
10. Oktober finden die internatio-
nalen Aktionstage »Free Öcalan« 
mit Diskussionen statt: zu Frauen-
befreiung, radikaler Demokratie, 
Ökologie, lokaler Selbstverwaltung, 
Gerechtigkeit; auf der Suche nach 
Lösungen für Krisen und Kriege 
weltweit.

Die Polizei zu rufen, die tags 
zuvor noch einen Einsatz gegen 
Nav-Berlin durchführte: Ist 
das nicht widersinnig?

Klar hatten genau aus dem Grund 
viele Anwesende nach der Raz-
zia am Vortag Angst, Polizei und 
Feuerwehr zu rufen. Andere waren 
wie ich der Meinung, dass wir hier 
schließlich nicht in der Türkei sind, 
wo man es vorzieht, lieber selber 
einen Wasserschlauch zu nehmen 
und Spuren zu verwischen, als die 
Ordnungsmacht über einen Brand-
anschlag zu informieren. Es gilt, 
den Anschlag zu dokumentieren. 
Als Polizeibeamte unsere Anzeige 
aufnahmen, fragten sie bei der Zen-
trale nach Gründen für die Razzia 
vom Vortag, erhielten aber keine 
Auskunft.

Wie ist antikurdischer Repres-
sion in der BRD entgegenzu-
wirken? 

Wir müssen sie sichtbar für die 
deutsche Bevölkerung machen: Die 
Bundesregierung exportiert Waffen 
an die Türkei, obgleich türkische 
Truppen Teile Nordkurdistans in 
Syrien und Südkurdistans im Irak 
neu besetzen. Die Türkei macht im 
Prinzip mit Kurdistan nichts ande-
res als Russland mit der Ukraine. Im 
Fall des NATO-Partners liefert die 
BRD allerdings dem Aggressor die 
Waffen.� Interview: Gitta Düperthal

Myanmar nimmt wieder an 
ASEAN-Gipfel teil
Vientiane. Myanmar wird in dieser Wo-
che zum ersten Mal seit drei Jahren an 
einem Treffen des südostasiatischen 
Staatenbunds ASEAN teilnehmen. My-
anmars Militärregierung habe einen 
Vertreter des Außenministeriums zum 
Gipfel nach Laos geschickt, wie eine 
an dem Treffen beteiligte diplomatische 
Quelle am Dienstag gegenüber AFP 
sagte. Der Konflikt in Myanmar werde 
ganz oben auf der Tagesordnung stehen, 
wenn die Staats- und Regierungschefs 
der ASEAN-Länder ab diesem Mitt-
woch in Vientiane zusammenkommen. 
Die Quelle habe die Teilnahme als Ak-
zeptanz eines ASEAN-Friedensplans 
für Myanmar gewertet. � (AFP/jW)

Proteste gegen Albaniens 
Regierung
Tirana. In Albanien sind am Montag 
abend bei Protesten gegen den sozial-
demokratischen Regierungschef Edi 
Rama zehn Polizisten und mindestens 

drei Demonstranten verletzt worden. 
Zu den Protesten hatten sich mehrere 
tausend Menschen versammelt, zu ih-
nen aufgerufen hatte die rechte Oppo-
sitionspartei PD. Die Demonstranten 
forderten den Rücktritt Ramas, dem sie 
Machtmissbrauch vorwerfen, nachdem 
er gegen PD-Vertreter wie Expartei- und 
-regierungschef Sali Berisha wegen Kor-
ruption vorgegangen war. PD-Angaben 
zufolge würden die »Akte des zivilen 
Ungehorsams« fortgesetzt, »bis Rama 
zurücktritt«. � (AFP/jW)

FDP: BRD soll Israel 
Militärtechnik schicken
Berlin. FDP-Fraktionschef Christian 
Dürr drängt darauf, den israelischen 
Streitkräften Ersatzteile aus Deutsch-
land bereitzustellen. »Wir hören aus 
Israel, dass es gewünscht ist, insbeson-
dere Ersatzteile zu liefern, und meine 
Erwartungshaltung ist, dass wir das hin-
bekommen«, sagte Dürr in Berlin vor 
einer Sitzung seiner Fraktion am Diens-
tag. Dürr forderte zugleich Maßnahmen 
gegen den Iran. »Das iranische Mullah-

Regime ist die Ursache von vielem, der 
Drahtzieher der Gewalt in der Region«, 
sagte er. Israel hat in den vergangenen 
Wochen die besetzen palästinensischen 
Gebiete sowie Libanon, Syrien und Je-
men bombardiert. � (dpa/jW)

Jobcenter: Ampel will 
monatliche Kontrollgespräche
Berlin. Jobcenter sollen Bezieher von so-
genanntem Bürgergeld künftig monat-
lich zu einem »persönlichen Gespräch« 
einbestellen können, so das Redaktions-
netzwerk Deutschland am Dienstag 
unter Bezugnahme auf eine »Formu-
lierungshilfe« des Bundesarbeitsmi-
nisteriums für die Ampelfraktionen. In 
diesen Gesprächen sollen die Behör-
den dann »prüfen« können, ob sich die 
»Leistungsempfänger« an Vereinbarun-
gen halten. An diesem Mittwoch will die 
Ampel die Verschärfung beschließen. 
Die monatlichen Termine seien etwa für 
Betroffene vorgesehen, die kurz vor der 
Langzeiterwerbslosigkeit stehen, sowie 
für arbeitslose Jugendliche. �  
� (AFP/jW)

NACHRICHTEN

Mehrere hundert Menschen protestierten am Montag abend unter dem Motto 
»Glory to the Resistance« in Berlin-Kreuzberg gegen die israelische Aggression in Palästina und Libanon. Die Polizei nahm einige 
Teilnehmer wegen der Verwendung verbotener Parolen fest. Daraufhin wurden Flaschen auf die Beamten geworfen und die Ver-
sammlung anschließend aufgelöst. An dem Protest beteiligte sich auch die bekannte schwedische Aktivistin Greta Thunberg, 
die sich wegen ihrer palästinasolidarischen Haltung Anfeindungen aus dem proisraelischen Lager ausgesetzt sieht. � (jW)

Israel weitet Offensive aus
15.000 Soldaten im Libanon, Hisbollah feuert Raketen auf Haifa

Israel hat seine Bodenoffensive auf 
den Libanon am Dienstag ausge-
weitet und eine vierte Division in 

den Südwesten des Landes entsandt. 
Damit steige die Zahl der israelischen 
Soldaten auf über 15.000, berichtete 
die Times of Israel. Unmittelbar nach 
einer vom stellvertretenden Anführer 
der Hisbollah, Scheich Naim Kassem, 
veröffentlichten Rede flog die Armee 
am Mittag zudem mindestens zwei 
Luftangriffe auf die südlichen Vororte 
Beiruts, bei denen nach Angaben von 
Middle East Eye fast eine Brücke ge-
troffen wurde, die zum Flughafen der 
Hauptstadt führt. Kassem betonte in der 
aufgezeichneten Ansprache: »Unsere 
militärischen Fähigkeiten sind in Ord-
nung. Was unsere Feinde über unsere 
Kampffähigkeiten sagen, ist eine Illu-
sion. Sie lügen.« Jeder Kommandeur, 
den Israel ermordet habe, sei ersetzt 

worden. Gleichzeitig unterstrich er sei-
ne Unterstützung für die Bemühungen 
des libanesischen Parlamentspräsiden-
ten Nabih Berri, die »in erster Linie auf 
eine Waffenruhe abzielen«. Sobald eine 
Feuerpause erreicht sei, könne sich »die 
Diplomatie mit allen anderen Fragen 
befassen«, so Kassem.

Fast zur selben Zeit feuerte die His-
bollah 105 Raketen auf Israel ab. Die 
Times of Israel sprach vom größten Ra-
ketenangriff auf die Stadt Haifa, seit-
dem der libanesische Kampfverband 
vor einem Jahr mit dem Beschuss Nord-
israels begonnen hatte. In diesem Zeit-
raum gingen jedoch rund 80 Prozent 
der Angriffe von israelischer Seite aus. 
Nach Beginn der Bodeneinsätze sind 
im Libanon in den vergangenen zwei 
Wochen bereits mehr als 1.000 Men-
schen getötet und Massen zur Flucht ge-
zwungen worden. UN-Vertreter warnten 

am Dienstag vor einer Wiederholung 
der Entwicklung im Gazastreifen. Auf 
beiden Kriegsschauplätzen würden 
dieselben militärischen Methoden an-
gewendet, sagte Jeremy Laurence, der 
Sprecher des UN-Menschenrechtsbüros 
in Genf. »Die Zerstörung im Libanon 
und in Gaza ist unvorstellbar.«

Im Iran, dem nach israelischen An-
gaben ein »Vergeltungsschlag« droht, 
wird unterdessen im Parlament ein 
Sicherheitsbündnis mit »Widerstands-
gruppen« und ihren Unterstützerstaaten 
diskutiert. Der Pakt ziele laut der Agen-
tur Tasnim darauf ab, eine gemeinsa-
me Verteidigungsstruktur zu schaffen. 
Laut dem Entwurf wären Mitglieder im 
Falle eines Angriffs durch Israel oder 
die USA verpflichtet, Bündnismit-
gliedern umfassende Unterstützung in 
wirtschaftlicher, militärischer und poli-
tischer Hinsicht zu leisten.� Ina Sembdner
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»Dann roch es 
plötzlich nach 
Benzin«
Nach Razzia: Versuchter Brandanschlag 
auf kurdisches Kulturzentrum in Berlin. 
Ein Gespräch mit Ferat Koçak

Ferat Koçak ist Sprecher 
für Antifaschismus der 

Partei Die Linke im Berli-
ner Abgeordnetenhaus

Unterstützung von Greta.
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